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1. Grundlagen der Steuererhebung
1.1. Steuern im System der öffentlichen  Einnahmen
Zur Erfüllung seiner Aufgaben ist der Staat auf Einnahmen angewiesen. Welche Fantasie Staatsvertreter vergangener Jahre, teilweise auch gegenüber Zeiten, entwickelt haben, um Einnahmen für den Staat zu gewinnen.

1.1.1. Finanzierungsinstrumente des Staates

Modernen Staaten stehen zur Einnahmenerzielung verschiedene Finanzierungsinstrumente zur Verfügung. Zunächst ist zu unterscheiden, ob die Einnahmen einer öffentlichen Finanzwirtschaft aus anderen öffentlichen Quellen stammen oder aus dem marktwirtschaftlichen Bereich fließen. Ein Beispiel für Einnahmen von anderen öffentlichen Finanzwirtschaften sind die Finanzzuweisungen. Innerhalb der Einnahmen aus dem marktwirtschaftlichen Bereich gilt es zu unterscheiden zwischen Einnahmen, die auf

· Hoheitlicher Grundlage und denen, die auf

· Tauschwirtschaftliche Grundlage erhoben werden.

In der volkswirtschaftlichen Betrachtung ist zudem von Bedeutung, ob durch jeweilige Finanzierungsinstrument die staatlichen Vermögenspositionen beeinflusst werden (vermögenswirksame Finanzierungsinstrumente). Zu den vermögenswirksamen Einnahmen auf tauschwirtschaftlicher Grundlage zählen die staatlichen Erwerbseinkünfte. Diese sind zum einen Einkünfte aus Kapitalvermögen. Zum anderen erzielt der Staat aus der Überlassung von Grundvermögen oder Geldvermögen  Einnahmen (Erwerbseinnahmen). 

Auch die Kreditaufnahmen, bei der der Staat als Nachfrager auf dem Kapitalmarkt auftritt, fällt in diese Kategorie der Einnahmen auf tauschwirtschaftlicher Grundlage, sie zählt allerdings zu den vermögenswirksamen Einnahmen. Die staatliche Kreditaufnahme kann über Schuldscheindarlehn für größere Banken und institutionelle Anleger  und Bundesschatzbriefe für private Kleinanleger erfolgen. Legt der Staat jedoch die Höhe des Kreditvolumens und die damit verbundenen Kreditbedingungen fest, spricht man von Zwangsanleihen, die damit auf hoheitlicher und nicht mehr tauschwirtschaftlicher Grundlage erhoben werden. Des Weiteren zählen zu den Einnahmen, die der Staat auf hoheitlicher Grundlage erzielt, Steuern und Zölle sowie Gebühren und Beiträge. Gebühren und Beiträge besitzen Entgeltcharakter, d.h. der Staat ist zu einer gewissen Gegenleistung verpflichtet.

· Bei Gebühren besteht dieser Anspruch direkt; aus der Zahlung einer Gebühr folgt ein individueller Leistungsanspruch.

· Beiträge begründen im Unterschied zu Gebühren dagegen keine individuellen Leistungsanspruch, sondern lediglich einen potenziellen, gruppenspezifischen Nutzenzufluss.

1.1.2. Definitionsmerkmale einer Steuer

„Steuern sind Geldleistungen, die keine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft; die Erzielung von Einnahmen kann Nebenweck sein. Zölle und Abschöpfungen sind Steuern“ (§3 Abs.1 AO).  Alle Elemente der Steuerdefinition werden im Folgenden erläutert:
· Steuern sind Geldleistungen
Naturalleistungen fallen also nicht unter den Steuerbegriff

· Steuern sind keine Gegenleistung für eine besondere Leistung
Damit wird der fehlende Entgeltcharakter der Steuern betont.

· Steuern werden von einem öffentliche-rechtlichen Gemeinwesen auferlegt
Öffentlich-rechtliche Gemeinwesen in diesem Sinn können Gebietskörperschaften und die Religionsgemeinschaften sein. Dies betont den Zwangscharakter der Besteuerung und stellt klar, dass vertraglich begründete Leistungen an den Staat nicht unter den Steuerbegriff fallen.

· Steuern werden von denjenigen erhoben, die den Tatbestand erfüllen, an den das Gesetzt die Leistungspflicht knüpft

· Steuern werden zur Erzielung von Einnahmen auferlegt
die kann auch Nebenzweck sein. Damit können Steuern klar abgegrenzt werden gegen staatliche Einnahmen, die auch auf gesetzlicher Grundlage, aber nicht mit Einnahmenerzielungsabsicht erhoben werden, wie z.B. Geldbußen.

1.1.3. Steuern im gesamtwirtschaftlichen Prozess

Die Tatbestände, an die die Steuerpflicht geknüpft ist, sind vielfältig und zeigen deutlich, wie weitgehend der Eingriff des Staates in das Wirtschaftsgeschehen ist.
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· Ausgangspunkt ist die Faktorausstattung, die in Boden, Kapital und Arbeit bestehen kann. Steuern, die an dieser Stelle erhoben werden, sind zurzeit die Erbschaftssteuer und die Grunderwerbssteuer.

· Die Produktionsfaktoren sind  Quelle von Einkommensströmen, die an dieser Stelle durch Ertragssteuern wie die Gewerbesteuer oder Grundsteuer steuerlich erfasst werden können.

· Eine andere Möglichkeit, diese Einkommensströme zu erfassen, besteht dort, wohin das Einkommen fließt geschieht durch die Einkommen- und die Körperschaftssteuer.

· Als letzer Ansatzpunkt der Besteuerung kann die Einkommensverwendung gewählt werden, welches in Form von allgemeinen und speziellen Verbrauchssteuern geschieht. 

Andere Systematisierungskriterien:
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Besonders sei auf die Einteilung in direkte und indirekte Steuern hingewiesen, da für diese Unterscheidung zwischen verschiedenen Kriterien verwendet werden:

· Zum einen wird als entscheidend gesehen, dass indirekte Steuern nicht wirtschaftlich von denjenigen getragen werden müssen, bei denen sie erhoben werden; man spricht von der Überwälzbarkeit einer Steuer.

· Zum anderen wird auf die Erhebungstechnik verwiesen: Bei der Festlegung der zu zahlenden Steuerschuld einer direkten Steuer werden persönliche Merkmale der Steuerpflichtigen berücksichtigt, bei indirekten Steuern nicht.

1.2. Grundbegriffe der Steuerlehre

Im Rahmen der Steuererhebung besitzt der Gesetzgeber verschiedene Aktionsparameter:

1. Die Auswahl und Abgrenzung der Steuerobjekte

2. Die Abgrenzung der Steuerbemessungsgrundlage

3. Die Gestaltung der Tarife und

4. Die Administration der Steuerzahlung

1.2.1. Steuertechnische Grundbegriffe

Steuerquelle:
Dies ist der güter- und geldmäßige Strom oder Bestand, aus dem die Steuerleistung in volkswirtschaftlicher Sicht aufgebracht wird.

Steuergegenstand:
(Steuerobjekt) Sache, Geldsumme, wirtschaftliche Handlung oder rechtlich-
ökonomische Transaktion, an die die Besteuerung im konkreten Fall anknüpfen.

Steuerbemessungsgrundlage:
Die physische Größe oder die monetäre Strom- oder Bestandsgröße, die im 
Steuergesetz festgelegt ist, um die Steuerschuld zu ermitteln.

Steuerpflichtiger:


(Steuersubjekt, Steuerschuldner) Die natürliche oder juristische Person, die die durch 

Steuergesetze auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen hat.

Steuerzahler:


Die natürliche oder juristische Person, welche die Steuer an das Finanzamt abführt.

Steuerdestinatar:
Die Person, die nach dem Willen des Gesetzgebers der wirtschaftliche Träger der 
Steuern sein soll.

Steuerträger:


Die Person, die am Ende der marktlichen Anpassungsvorgängen tatsächlich 

wirtschaftlich durch die Steuer belastet ist.

Steuergläubiger:


Die Gebiets- oder Funktionskörperschaft, an die die Steuerzahlung zu leisten ist.

Steuerbetrag:


(Steuerschuld) Absoluter Betrag, der sich bei der Anwendung des Steuersatzes – 

einschließlich aller steuerrechtlichen Sonderregelungen- auf die Bemessungsgrundlage 

ergibt.

Steuersatz:


Der auf eine Einheit der Bemessungsgrundlage entfallender Geldbetrag, der entweder 

als absolute Größe oder als Prozentsatz ausgedrückt wird.
Steuertarif:


Die für eine Einzelsteuer konkret vorgenommene Zuordnung von 

Steuerbemessungsgrundlage und Steuerbetrag.

Steuerfreibetrag:


Ein Betrag, der von der Steuerbemessungsgrundlage abgezogen wird und damit 

steuerfrei bleibt.

Steuerfreigrenze:


Liegt die Bemessungsgrundlage unterhalb einer Steuerfreigrenze bleibt diese 

unbesteuert, wird diese Grenze überschritten, wird der gesamte Betrag besteuert.

1.2.2. Steuertariflehre

Mit einem Steuertarif wird eindeutig festgelegt, welcher Steuerbetrag bei gegebener Höhe der Bemessungsgrundlage zu leisten ist.

1.2.2.1. Tarife und Tarifeigenschaften

Der grundsätzliche Zusammenhang zwischen Steuerbetrag T und Steuerbemessungsgrundlage X kann in Form einer Steuerbetragsfunktion dargestellt werden:

T = T(X)

Entscheidende Größen sind darüber hinaus:

Der Durchschnittssteuersatz



T(X)/X = t(X)

Mit dem Durchschnittssteuersatz kann die Belastung der Bemessungsgrundlage zumeist anschaulicher beschrieben werden.

Der Grenzsteuersatz



dT/dX = t‘(X)

Mit dem Grenzsteuersatz wir die marginale Belastung der Bemessungsgrundlage  beschrieben. Mit 100 multipliziert gibt er an, wie viel Prozent des Anstiegs der  Bemessungsgrundlage als Steuer abzuführen ist. Da in der ökonomischen Theorie  davon ausgegangen wird, dass die Individuen Marginalentscheidungen treffen, ist der Grenzsteuersatz die relevante Größ0e, um die Anreizwirkungen einer Steuer analysieren.

Grundsätzlich kann die Belastung relativ zum Anstieg der Bemessungsgrundlage ansteigen (progressiver Tarifverlauf), gleich bleiben (proportionaler Verlauf) oder abnehmen (regressiver Verlauf). 
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Die Differenz von Grenz- und Durchschnittssatz:
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Dieser Tarifmaß ist insofern sehr anschaulich, da ein direkter Vergleich von Grenz- und Durchschnittssteuersatz nicht nur eine qualitative Abschätzung der Prgressionseigenschaft des Steuertarifs, sondern auch eine numerische Festlegung des Progressionsgrades des Tarifs ermöglicht.

Die Änderungsrate des Durchschnittssteuersatzes bei Änderung der Bemessungsgrundlage
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Diese Größe wird häufig verwendet, wenn die Progressionseigenschaft eines Tarifs bestimmt werden soll. Gleichzeitig wird dieses Maß verwendet, um verschiedene Progressionstypen zu beschreiben. Man unterscheidet in dieser Hinsicht Tarife mit beschleunigter, gleichmäßiger oder verzögerte Progression.
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Die Änderungsrate des Grenzsteuersatzes bei Änderung der Bemessungsgrundlage
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Dieses Tarifmaß spielt lediglich in manchen politischen Diskussionen eine Rolle, wenn Vorstellungen über die Entwicklung des Grenzsteuersatzes bei steigender Formen der indirekten Progression oder Regression erfasst werden.

[image: image11.jpg]



Die Elastizität des Steuerbetrages in Bezug auf die Bemessungsgrundlage ist ein weiteres Tarifmaß:
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Dieses Tarifmaß gibt das Verhältnis der relativen Änderungsrate des Steuerbetrages zu relativen Änderung der Steuerbemessungsgrundlage wider. Als Quotient von Grenz- und Durchschnittssteuersatz besitzt es ebenso wie [image: image14.png]


einen hohen Grad an Anschaulichkeit. Aufgrund seiner Formulierung als Elastizität eignet es sich auch, um verschiedene Tarife in Hinblick auf ihren Progressionsgrad zu vergleichen. Die Aufkommenselastizität einer Steuer gibt dann an, um wie viel Prozent das Steueraufkommen steigt, wenn das Bruttoinlandsprodukt um einen Prozentpunkt zunimmt. 

Steuertarife können einklassig oder mehrklassig sein:

· Bei einem einklassigen Tarif wird durch eine einzige Formel für die gesamte Bemessungsgrundlage die Steuerschuld gebildet.

· Mehrklassige Steuertarife können ebenso als Formeltarife oder Stufentarife ausgestaltet sein. Liegt ein Formeltarif vor, wird der Tarifverlauf durch eine stetige mathematische Funktion über die gesamte Bemessungsgrundlage (einklassiger Tarif) oder durch verschiedene Formeln in Teilabschnitten der Bemessungsgrundlage (mehrklassiger Tarif) festgelegt. Mehrklassige Steuertarife sind oftmals als Stufentarife ausgestaltet. Wird für die einzelnen Tarifstufen ein bestimmter Steuerbetrag festgelegt (Stufenbetragstarif) , ist innerhalb der Stufen ein regressiver Verlauf der Steuerbelastung festgelegt, da der Durchschnittssteuersatz innerhalb jeder Stufe sinken. 
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Ein anderes Problem tritt auf, wenn ein konstanter Durchschnittssteuersatz pro Tarifstufe fixiert wird (Stufensatztarif). Hier kommt es an den Stufengrenzen zu sprunghaft ansteigenden Grenzbelastungen.
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Meistens werden an den Sprungstellen so genannte Grenzberichtigungen vorgenommen, die den Anstieg der marginalen Belastung begrenzen. Denkbar ist darüber hinaus auch, auf jeder Tarifstufe einen konstanten Grenzsteuersatz festzulegen. Alle Stufentarife können so gestaltet werden, dass sie in der Gesamttendenz progressiv, proportional oder auch regressiv wirken.

1.2.2.2. Tarifmodifikation

Neben der Gestaltung des Grundtarifs einer Steuer stehen dem Fiskus einige Möglichkeiten offen, durch so genannte Tarifmodifikationen die gewünschten Steuerlastverteilungen zu erreichen. Diese sind vor allem Freibeträge und Splittingverfahren in der Steuererhebung.
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Die Wirkung eines Freibetrags in Verbindung mit einem progressiven Grundtarif zeigt folgende Abbildung. Wird ein einheitlicher Freibetrag [image: image19.png]o



 gewährt, ist die absolute Steuerentlastung [image: image21.png]AT,



 für einen Steuerpflichtigen mit hohem Einkommen größer als für einen Steuerzahler mit niedrigerem Einkommen  [image: image23.png]AT,



. Diese Wirkung ergibt sich aus der Verminderung der Bemessungsgrundlage [image: image25.png]Yz



 bzw. [image: image27.png]


 um  [image: image29.png]o



 und der Verminderung der durchschnittlichen Belastung der verbleibenden Bemessungsgrundlage. Hier ist die Reduktion der Steuerzahlung einheitlich [image: image31.png]AT



; dies entspricht aber einer unterschiedlich hohen Verminderung der Bemessungsgrundlage: [image: image33.png]



 Splittingverfahren dienen der Ermittlung der gemeinsamen von mehreren Steuerpflichtigen. Zunächst wird die gemeinsame Bemessungsgrundlage der Ehepartner durch den Splittingfaktor 2 geteilt. Diese Größe wird dann der Steuertarif angewendet und das Ergebnis wiederum mit dem Splittingfaktor 2 multipliziert. Besteht ein progressiver Tarif, kann die so ermittelte Steuerschuld nie über der Steuerschuld liegen. Dieser Splittingvorteil kann folgendermaßen ermittelt werden:
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Der Splittingvorteil ist umso höher, je höher der Progressionsgrad des Steuertarifs ist und umso größer die Unterschiede zwischen den einzelnen Bemessungsgrundlagen.
1.2.3. Ein Tarifbeispiel: die deutsche Einkommenssteuer

Steuersubjekt der deutschen Einkommenssteuer ist die natürliche Person, Steuerobjekt ist das Einkommen. Die Steuerbemessungsgrundalge ist das zu versteuernde Einkommen. Diese Größe ist eine künstliche Größe, die sich aus der Summe der Einkünfte abzüglich relevanter Freibeträge, außergewöhnlichen Ausgaben und sonstigen Vorschriften ableiteten lässt. Auf die Größe „zu versteuerndes Einkommen“ wird dann der Steuertarif angewendet und so die Einkommenssteuerschuld der Steuerpflichtigen ermittelt. Der deutsche  Einkommenssteuertarif ist ein Formeltarif. Diese Tarifformeln sind in §32a EStG festgelegt. Der deutsche Einkommenssteuertarif ist in vier Tarifzonen aufgeteilt. Die erste Tarifzone ist eine so genannte Nullzone, in der das Einkommen in Höhe des Existenzminimums von der Steuer freigestellt wird. An die Nullzone schließen sich zwei Progressionszonen an, in denen der Grenzssteuersatz linear progressiv steigt. Innerhalb der zweiten Progressionszone steigt der Grenzsteuersatz liniear von knapp 24% auf 42% an. Das zu versteuernde Einkommen der Mehrzahl der Steuerpflichtigen liegt in dieser Progressionszone. Die vierte Tarifzone ist eine Proportionalzone, in der der Grenzsteuersatz konstant bei 42% liegt. Mit zunehmender Steuerbemessungsgrundlage nähert sich dadurch die Durchschnittsbelastung des Einkommens der Grenzbelastung an.
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Seite 1995 wird die Einkommenssteuer durch den so genannten Solidaritätszuschlag ergänzt. Dieser wird auf die Einkommensschuld in Höhe von 5,5% erhoben, sodass die Grenzbelastung des Einkommens höher liegt als der Grenzsteuersatz des Einkommenstarifs angibt. 

1.3. Grundlagen rationaler Steuerpolitik

Auch mit den Mitteln der Steuerpolitik werden allokative, distributive und stabilisierungspolitische Ziele verfolgt:

· Eine effiziente Produktionsstruktur

· Eine im Sinne gesellschaftlich akzeptierter Vorstellungen gerechten Einkommensverteilung und

· Eine stabile Wirtschaftsentwicklung soll verwirklicht werden.

Dabei soll die Steuererhebung auch dem Wirtschaftlichkeitsprinzip folgen.

1.3.1. Steuerzwecke

Die oben genannten Ziele lassen sich auf zwei unterschiedliche Weisen verwirklichen. Zum einen ermöglicht die Besteuerung die Erfüllung gesellschaftlicher Aufgaben und Ziele, in dem sie die dazu notwendigen Finanzierungsmittel bereitstellt; die entspricht dem Finanzierungszweck oder Fiskalzweck. Zum anderen kann die Besteuerung direkt durch ihre Erhebung das gewünschte Ziel verfolgen; in diesem Fall überwiegt der Lenkungszweck der Steuer. Der Finanzierungszweck der Besteuerung ist offensichtlich und unumstritten. In marktwirtschaftlichen Systemen ist gerade der Finanzierungszweck der Besteuerung der akzeptierte. Eine reine Finanzierungssteuer ist allerdings in demokratischen Staaten kaum durchsetzbar, da die Besteuerung immer an ökonomischen Tatbeständen ansetzt, die von dem Steuerzahler mehr oder weniger variabel gestaltet werden können. Die wirtschaftslenkende Funktion einer Besteuerung ist allerdings auch seit Jahrhunderten bekannt und wird als solche auch praktiziert. In der Bundesrepublik Deutschland ist der Lenkungszweck erst durch die erweiterte Steuerdefinition der Abgabenordnung in der Finanzverfassung verankert worden. Die verfolgten Lenkungszwecke können aus allen Bereichen des finanzpolitischen Zielkatalogs stammen. Gerade aber die Vielzahl möglicher und tatsächlicher Lenkungszecke veranlasst Kritiker, auf einen Verzicht auf diesen finanzpolitischen Gestaltungsspielraum zu drängen, da sie darin die Ursache für die komplizierten und kaum zu überblickenden steuerrechtlichen Regelungen des deutschen Steuersystems sehen. Diese Kritik zielt auf die Überfrachtung einnahmenstarker Einzelsteuern mit einer Vielzahl von Ausnahmeregelungen, die durch verschiedene Lenkungszwecke motiviert sind.  Die Verfolgung von Lenkungszwecken wird nicht nur wegen der daraus resultierenden Komplexität der Besteuerung kritische diskutiert. Ein Problem besteht auch darin, dass bestimmte Lenkungszwecke zueinander in Konflikt stehen können. Ein anderes Problem besteht darin, dass geprüft werden muss, ob Steuern, deren Lenkungseffekt im Vordergrund  steht, mit der Forderung einer tragfähigen Finanzpolitik zu vereinbaren sind. Unter tragfähiger Finanzpolitik versteht man ein Konzept, dass auf längere Frist eine stabile Einnahmensituation der öffentlichen Finanzwirtschaft gewährleistet. Eine Lenkungsbesteuerung kann in der Tat in dieser Hinsicht Probleme bringen. Mit dem Eintritt der Lenkungswirkung ist eine Abnahme der Bemessungsgrundlage festzustellen, womit dann auch abnehmende Steuereinnahmen verbunden sind. Die Verfolgung von Lenkungszwecken darf also einer besonders sorgfältigen Begründung und Ausgestaltung , um den Anforderungen an ein modernes, rationales Steuersystem zu erfüllen.
1.3.2. Prinzipien einer gerechten Steuererhebung

Es ist zu entscheiden, in welcher Weise die aufzubringende Finanzierungslast auf die Steuerzahler verteilt werden soll: Es ist die Frage nach der Gerechtigkeit der Besteuerung, die gelöst werden muss. Hierzu gibt es das Fundamentalprinzip der Besteuerung:

· Äquivalenzprinzip

· Leistungsfähigkeitsprinzip
1.3.2.1. Äquivalenzprinzip

Eine Besteuerung nach dem Äquivalenzprinzip versucht, eine Verbindung zwischen dem zu zahlenden Steuerbetrag und dem aus der staatlichen Leistung für den einzelnen Bürger fließenden Nutzen oder den durch die staatliche Leistung entstandenen Kosten herzustellen. Eine Steuer, die eine marktwirtschafltiche Äquivalenz zwischen den staatlichen Leistung und der Steuerzahlung herstellt, muss zwei Bedingungen erfüllen:

· Sie darf nur von den Bürgern erhoben werden, die tatsächlich einen Nutzen aus dem staatlichen Angebot erzielen

· Ihr Aufkommen muss einer Zweckbindung unterliegen.

Aus der Theorie der öffentlichen Ausgaben ist allerdings bekannt, dass aufgrund der Charakteristika der öffentlich bereitgestellten Güter und Dienstleistungen kaum zu ermitteln ist, welcher individuelle Nutzen aus dem öffentlichen Angebot dem einzelnen Bürger zufließt. Daher ist die Herstellung einer marktwirtschaftlichen Äquivalenz ausgeschlossen. Angesichts der Schwierigkeit wurden andere Konzepte entwickelt, die eine Besteuerung nach dem Äquivalenzprinzip ermöglichen sollten. So wird versucht, zumindest die Kosten, die durch die Bereitstellung des öffentlichen Angebots entstehen, den Nutzern zuzuordnen. Allerdings ist eine direkte Zuordnung der Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen nur in spezifischen Fällen möglich; die Steuer ist dann kaum noch von der Erhebung von Gebühren und Beiträgen zu unterscheiden. Eine Ausweiterung der Besteuerung nach dem Aquivalenzprinzip könnte jedoch zu allokativen Verbesserungen in der staatlichen Leistungsbereitstellung führen. Aufseiten der Bürger würde das Kostenbewusstsein für die empfangenen Leistungen steigen.

1.3.2.2. Leistungsfähigkeitsprinzip

Das Leistungsfähigkeitsprinzip ist dagegen eine reine Steuerlastverteilungsregel: Unabhängig von dem Nutzen der öffentlichen Leistung soll die Verteilung der Steuerlast so vorgenommen werden, dass jeder entsprechend seiner Leistungsfähigkeit Steuern entrichtet. Unter der Leistungsfähigkeit der Steuerzahler versteht man ihre wirtschaftliche Lage. 

Zwei Grundsätze werden aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip abgeleitet:

· Der Grundsatz der horizontalen Gerechtigkeit
· Der Grundsatz der vertikalen Gerechtigkeit

Steuerpflichtige mit der gleichen steuerlichen Leistungsfähigkeit sollten im gleichen Maße steuerlich belastet werden. Als Indikator für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Steuerpflichtigen wird im Allgemeinen auf sein Einkommen zurückgegriffen. Aber auch diese Bestimmung ist weit davon entfernt, eindeutig zu sein. Solle alle Einkommen auch die unregelmäßigen erfasst werden (Reinvermögenstheorie) oder nur die regelmäßigen (Quellentheorie)? Aber Einkommen ist nicht die einzige Größe, die als Indikator für die wirtschaftliche Lage eines Steuerpflichtigen denkbar ist. Zumindest in der theoretischen Literatur wurde diskutiert, dass auch der Freizeitnutzen bei der Besteuerung berücksichtigt werden müsste. Weniger theoretische wirken Überlegungen, Vermögen als Indikator der steuerlichen Leistungsfähigkeit zu verwenden. Von der praktischen Seite her ist dies aber mit Schwierigkeiten verbunden. Zum einen muss entschieden werden, was zum Vermögen gezählt werden soll. Zum anderen wirft die Bewertung der unterschiedlichen Vermögensbestandteile große Fragen auf. Ein alternativer Indikator für die wirtschaftliche Lage eines Steuerpflichtigen ist sein Konsum. In der finanzwissenschaftlichen Literatur wird dieser Vorschlag vor allem unter allokationstheoretischen Aspekten diskutiert und befürwortet. Denn einen Einkommenssteuer besteuert die Ersparnisse in zweifacher Weise – zunächst wird das Einkommen besteuert und später werden die Erträge aus der Ersparnis besteuert. Diese  Diskriminierung der Ersparnisse, also des zukünftigen Konsums, wird bei einer Konsumsteuer vermieden. Eine Möglichkeit besteht darin, dass von dem zu versteuernden Einkommen der Betrag abgezogen werden kann, der nachweislich gespart wurde. Ebenso ist denkbar, dass lediglich die zufließenden Erträge von der Besteuerung ausgenommen werden.

1.3.2.3. Opfertheorie

Akzeptiert man das Einkommen als Indikator für die wirtschaftliche Lage der Steuerpflichtigen, wird die Frage nach der vertikalen Differenzierung der Steuersätze in der Finanzwissenschaft traditioneller Weise mit einem Verwies auf die so genannten Opfertheorien beantwortet. Grundgedanke dieser Theorie ist, dass durch die Besteuerung alle Steuerpflichtigen die gleiche Nutzeneinbuße hinnehmen sollten. Zunächst muss eine Annahme über den Zusammenhang von Einkommen und Nutzen getroffen werden. Entsprechend der Grenznutzentheorie wird unterstellt, dass der Nutzer aus zunehmenden Einkommen  kontinuierlich, aber mit abnehmender Rate steigt. Man geht von einem abnehmenden Grenznutzen des Einkommens aus. Soll aus diesem Zusammenhang ein konkreter Steuertarif abgeleitet werden , muss darüber hinaus die Messbarkeit des individuellen Nutzens unterstellt werden. Denkbar ist dies nur in einer ordinalen Vorstellung. Zur Ableitung einer konkreten, vertikalen Differenzierung innerhalb eines Steuertarifs würde dies aber nicht ausreichen; eine kardinale Messbarkeit des Nutzens muss unterstellt werden. Dies ist allerdings eine Annahme, die theoretisch nicht haltbar ist. Schließlich können die Opfertheorien nur eine Antwort auf die Frage der vertikalen Verteilung der Steuerlast geben, wenn für alle Individuen die gleiche Nutzenfunktion unterstellt wird. Unter den genannten Annahmen ist die Opfertheorie in drei Versionen formuliert worden.
· Die Theorie des absolut gleichen Opfers: Die Nutzeneinbuße durch die Steuererhebung muss für jeden Steuerzahler gleich sein.

· Die Theorie des gleichen relativen Opfers: Die jeweilige Nutzeneinbuße durch die Steuererhebung muss für jeden Steuerzahler den gleichen Prozentsatz einnehmen.

· Die Theorie des gleichen Grenzopfers: Die Nutzeneinbuße aus dem letzten Euro, der als Steuer abzuführen ist, muss für jeden Nutzer gleich sein.

Auch wenn diese Vorschrift klar vorgeben, wie die Steuerlast verteilt werden sollte, bleibt die Frage offen, welcher Steuertarif diese Vorgaben erreichen. Die Aussage über den Tarif ist aber allein abhängig von der unterstellten Nutzenfunktion. Wird diese variiert, können auch regressive oder progressive Tarife die Vorgabe des absoluten gleichen Opfers erfüllen. Diese Aussage gilt auch für die Vorschrift des gleichen relativen Opfers; lediglich die Ermittlung der jeweiligen Tarife ist aufwändiger. Die Vorschrift des gleichen Grenzopfers nimmt in diesem Rahmen eine Sonderposition ein, da dieses eher ein Effizienz- als eine Gerechtigkeitsregel ist. Denn mit dem Ausgleich der marginalen Opfers der Steuerzahlung  wird die Minimierung der Summe der Nutzeneinbußen aller Steuerpflichtigen erreicht. Dies wird erst dann erreicht, wenn die Einkommen nach Besteuerung ausgeglichen sind. Bis zu diesem Punkt würde ein Grenzsteuersatz von 100% angewendet. Die negative Anreizwirkung, die von einem Steuersystem mit maximaler Progression ausgehen, sind offensichtlich. Daher sind viele Modifikationen dieser Opfertheorie formuliert worden. Doch ohne die charakteristischen Vorgaben der Theorie aufzugeben, konnten keine sinnvollen Ergebnisse abgeleitet werden. Insgesamt sind die Ergebnisse der Opfertheorien zur Ableitung konkreter Steuertarife, die eine Besteuerung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip ermöglichen, sehr gering. Letztlich muss wohl akzeptiert werden, dass keine objektive, wissenschaftliche Gerechtigkeit in der Besteuerung realisiert werden kann, sondern dass diese eine politisch zu definierte Norm ist. 
1.3.3. Steuergrundsätze

Mit der Formulierung von Steuergrundsätzen haben verschiedene Finanzwissenschaftler versucht, systematische Forderungen an ein rationales Steuersystem zu entwickeln. Der Kern der Forderungen beruht auf den Gerechtigkeitsnormen des Äquivalenz- und Leistungsfähigkeitsprinzip, dem allgemeinen Wirtschaftlichkeitsprinzip und den Anforderungen der allgemeinen Wirtschaftspolitik.

Steuergrundsätze nach Friz NEUMARK

Fiskaltisch-budgetäre Grundsätze

Ausreichendheit und Steigerungsfähigkeit sollen gewährleisten, dass das 

Steuersystem kurz- und langfristig die Mittel bereitstellen kann, die zur 

Ausführung der politischen Vorgaben notwendig sind.

Ethisch-sozialpolitische Grundsätze

Die Grundsätze der Allgemeinheit, Gleichmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit 

entsprechend weitgehend dem Prinzip der horizontalen und vertikalen 

Gerechtigkeit. Das Prinzip der Allgemeinheit soll eine wie auch immer 

geartete diskriminierende Besteuerung unterbinden.

Wirtschaftspolitische Grundsätze

Die Grundsätze der aktiven und passiven Steuerflexibilität sollten eine 

antizyklische Finanzpolitik durch diskretionäre Maßnahmen wie auch durch

 automatische Stabilisatoren im Finanzsystem ermöglichen. Dazu sollte das 

Steuersystem dem Grundsatz der wachstumspolitischen Ausrichtung 

entsprechend, wobei die geforderte Steuernationalität 

Wettbewerbsverzerrungen entgegenwirken soll.

Steuerrechtliche und steuertechnische 

Widerspruchslosigkeit, Transparenz und Praktikabilität sollten ein

 Grundsätze



Steuersystem auszeichnen. Dies bedeutet, dass die Erhebungskosten der 

Besteuerung minimiert werden sollten.

1.4. Grundzüge der Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland

Der föderative Aufbau der Bundesrepublik Deutschland prägt auch die Struktur ihrer öffentlichen Einnahmen. Das bundesdeutsche Steuersystem lässt sich als gebundenes Trennsystem mit Einzelverbund charakterisieren. Die Gesetzgebungshoheit über die meisten Einzelsteuern liegt auf Bundesebene, die Ertragshoheit über die verschiedenen Steuern steht zum Teil Bund, Ländern und Gemeinden getrennt zu. Der größte Teil der Steuereinnahmen stammt aus Steuern auf das Einkommen bzw. den Gewinn natürlicher und juristischer Person, gefolgt von den Einnahmen aus der Umsatzsteuer. Einen steigenden Anteil trägt die Mineralölsteuer zum Steueraufkommen bei; dies entspricht der zunehmenden Aufmerksamkeit, die umweltpolitischen Belangen zukommt. Der Anstieg des Mineralölsteueraufkommens und die Einführung einer Stromsteuer haben dazu geführt, dass direkte und indirekte Steuern zu ungefähr gleichen Teilen zu den Gesamtsteuereinnahmen beitragen. Insgesamt lag die reine Steuerquote im Jahr 2000 bei rund 23%.
2. Normative und positive Theorie
2.1. Wohlfahrtsökonomische Analyse der Besteuerung (normativ)

Zu den neueren finanzwissenschaftlichen Theorien der Besteuerung gehört die wohlfahrtsökonomische Analyse. In ihr wird zunächst untersucht, welche Wirkungen von der Besteuerung auf die Gesamtwohlfahrt der Volkswirtschaft ausgehen. Die Gesamtwohlfahrt definiert sich als Größe, die sich aus den Nutzenpositionen aller Bürger zusammensetzt. Es wird also untersucht, in wieweit die individuellen Nutzenpositionen der Steuerzahler sich durch die Besteuerung und damit die Gesamtwohlfahrt ändern. Die Besteuerung soll so vorgenommen werden, dass die Nutzeneinbußen insgesamt minimiert werden. Das Ziel der wohlfahrtsökonomischen Analyse ist, die Bedingungen herauszuarbeiten, unter denen man sich einem pareto-effizienten Zustand in der Volkswirtschaft weitestgehend annähern kann. 

2.1.1. Das Konzept des Excess Burden

Wenn der Staat Steuern erhebt, erleben die Steuerpflichtigen eine Einkommenseinbuße. Dieser wird in der wohlfahrtsökonomischen Analyse aber nicht als Nutzeneinbuße gesehen, da der Steuererhebung ja das Angebot an öffentlichen Gütern und Dienstleistungen gegenüberstehen. Formal wird mit einer so genannten individualistischen Wohlfahrtsfunktion gearbeitet, welche die Nutzenfunktionen der einzelnen Bürger umfasst:
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Wenn nun die Einkommenseinbuße nicht den Nutzen eines Individuums verringert, worin liegt dann der Nutzenverlust durch die Steuerzahlung? Ein nicht direkt sichtbarer Nutzenverlust der Steuerpflichtigen wird als „toter Verlust“ oder Excess Burden (Überschussbelastung) bezeichnet. Ziel einer wohlfahrtsmaximierenden Besteuerung ist es, diesen Excess Burden zu minimieren. Im Rahmen der kardinalen Nutzentheorie kann der Excess Burden anhand der Veränderung von Konsumentenrente oder Produzentenrente erfasst werden. Argumentiert man innerhalb der ordinalen Nutzentheorie, zeigt die Veränderung des erreichbaren Nutzenniveaus, dargestellt durch Indifferenzkurven, in wieweit ein Excess Burden durch die Besteuerung auftritt.
2.1.2. Preis- und Mengeneffekte von Steuern in 1-Gütermodellen

Jede Form der Besteuerung führt zu Preis- und/oder Mengenreaktionen. 1-Gütermodelle werden überwiegend dazu genutzt, die Wirkungen von verschiedenen Produktsteuern zu analysieren. Die wichtigste Unterscheidung ist dabei die Unterteilung in Mengen- und Wertsteuern. 

2.1.2.1. Mengensteuern

In der Bundesrepublik Deutschland sind die Biersteuer oder die Mineralölsteuer Beispiel für Mengensteuern. Pro (Mengen)einheit des besteuerten Guts ist ein Steuerbetrag zu entrichten.

Konsumrentenverlust bei Mengensteuern
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Zunächst wird ein vollkommener Wettbewerbsmarkt unterstellt, auf dem der Preis für den einzelnen Anbieter ein Marktdatum ist. Es wird nun eine Mengensteuer auf das Gut x eingeführt. Dadurch steigen die Grenzkosten um den Steuersatz von [image: image40.png]


 auf [image: image42.png]o,



; gleichzeitig geht die nachgefragte Menge von [image: image44.png]


 auf [image: image46.png]


 zurück. Der Konsumentenrentenverlust entspricht zunächst der Fläche von FGHI. Diesem Verlust an Konsumentenrente stehen aber die Steuereinnahmen des Staates in Höhe von FGHJ entgegen, aus denen annahmengemäß den Steuerzahlern wiederum Nutzen zufließt. Nur dem Dreieck HIJ steht kein Nutzen gegenüber; dies ist der Excess Burden (EB) der Besteuerung. Geht man von diesem einfachen Modell zu einem Marktdiagramm mit ansteigender Angebotskurve über, stellt sich die Frage, wie der Excess Burden nun zwischen  Nachfragern und Anbietern aufgeteilt wird, also in Konsumentenrenten- und Produzentenrentenverlust.

Verlust an Konsumenten- und Produzentenrente
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Die Konsumenten haben einen Nutzenverlust in Höhe von KHI, die Produzenten einen Verlust von JKI erleben. In welcher Weise sich der Excess Burden auf Konsumenten und Produzenten aufteilt, hängt von der Preiselastizität der Nachfrage beziehungsweise des Angebots ab.

2.1.2.2. Wertsteuern

Eine Wertsteuer bezieht sich direkt auf den Preis eines Gutes. In der Bundesrepublik Deutschland entspricht de Umsatzsteuer einer solchen Steuer. Sie wird auf den Erlös (Umsatz) eines Unternehmens erhoben. 

Wirkung eine Wertsteuer
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Nach Einführung einer Umsatzsteuer steht einem Unternehmen einer Nettonachfragekurve ([image: image50.png]


 gegenüber. Denn während die Marktnachfragekurve ([image: image52.png]N:)



 den Preis angibt, den Konsumenten zahlen, zeigt die Nettonachfragekurve den Preis, den das Unternehmen erhält:
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Grafisch lässt sich die Nettonachfragekurve durch eine Drehung der ursprünglichen Nachfragekurve um den Schnittpunkt mit der Abszisse ermitteln. In der Abbildung ist der Steuersatz [image: image55.png]


 so gewählt, dass das gleiche Steueraufkommen erreicht wird. Für diesen Fall sind die Preis- und Mengeneffekte einer Mengensteuer und einer Umsatzsteuer identisch.

2.1.3. Steuereffekte in 2-Gütermodellen

Der Excess Burden der Besteuerung lässt sich auch in 2-Gütermodellen zeigen. Ein Vorteil dieser Darstellungsform liegt darin, dass die differenzierte Besteuerung von verschiedenen Gütern analysiert werden kann. Die Darstellungsform der 2-Gütermodelle wird in der Regel auch dazu benutzt, die Wirkung einer Einkommensteuer zu analysieren. 

2.1.3.1. Allgemeine Konsumsteuer und spezielle Verbrauchsteuern im Vergleich

Eine allgemeine Konsumsteuer belastet alle Güter gleich. Eine spezielle Verbrauchsteuer belastet dagegen nur ein bestimmtes Gut. In der Modellanalyse werden beide Steuern als Wertstern ausgestaltet.

Allgemeine Konsumsteuer und spezielle Verbrauchsteuer im Vergleich

[image: image56.jpg]



In der Abbildung wird die Wirkung dieser beide Steuern im Vergleich dargestellt. Ein Individuum hat die Möglichkeit, sein gegebenes Einkommen auf die zwei Güter x und y aufzuteilen. Seine Budgetgerade ist durch die Linie BA dargestellt. Mit dem Ziel seinen Nutzen zu maximieren, wählt das Individuum das Güterbündel E. Diese Güterbündel E liegt auf der Indifferenzkurve [image: image58.png]


 welche die Budgetgerade tangiert. Wird nun eine allgemeine Konsumsteuer eingeführt, verschiebt sich die Budgetgerade parallel nach innen. Die Güterpreise erhöhen sich um den Steuerbetrag, das Preisverhältnis zwischen den Gütern bleibt allerdings gleich: [image: image60.png]o, (1= )/ w, (151




.
Für das Individuum liegt nun das nutzenmaximierende Güterbündel E‘ auf der Indifferenzkurve [image: image62.png]


. Demgegenüber steht das Steueraufkommen, das an der Strecke E’E abzulesen ist. Zum Vergleich wird die Situation dargestellt, in dem eine spezielle Verbrauchsteuer auf das Gut X eingeführt wird. Damit wird das Preisverhältnis der Güter verändert zu px(a+t)/py; die Budgetgerade wird also um den Punkt B gedreht. Um die Wirkungen der beiden Steuern zu vergleichen, wird der Satz der speziellen Verbrauchssteuern so bestimmt, dass das gleich Steueraufkommen wie  bei der Erhebung der allgemeinen Konsumsteuer erreicht wird. Die gedrehte Budgetgerade BA‘‘ muss also die Budgetgerade B’A‘ in einem Punkt schneiden, der zu einer Indiverenzkurve des Individuums tangential ist. Dies ist in der Abbildung der Punkt‘‘, der auf der Indifferenzkurve [image: image64.png]


 liegt. Bei gleichem Steueraufkommen kann das Individuum nur ein niedrigeres Nutzenniveau als bei Erhebung der allgemeinen Konsumsteuer erreichen; dies kennzeichnet den Excess Burden der Besteuerung. Soll der Excess Burden der Besteuerung in Geldeinheiten erfasst werden, kann eine etwas veränderte Herangehensweise verwendet werden.

Bestimmung des Excess Burdens einer speziellen Verbrauchssteuer
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Am Punkt E‘‘ beträgt das Steueraufkommen E‘‘M. Das bei diesem Nutzenniveau entstehende Steueraufkommen aus einer allgemeinen Konsumsteuer entspricht allerdings der Strecke EM. Der Excess Burden der spezifischen Verbrauchssteuer kann also als Differenz TM-E‘‘M =TE quantifiziert werden.

2.1.3.2.  Einkommensteuer und Arbeitsangebotsentscheidung

Die verzerrte Wirkung einer spezifischen Verbrauchssteuer und der damit auftretende Excess Burden kann oftmals mit anderen Zielen, die durch diese Form von Besteuerungen verfolgt werden, gerechtfertigt werden. Die ist durch die Reduktion externer Effekte oder verteilungspolitischer Argumente zu begründen. Allgemein kritisch werden jedoch die Anreizeffekte der Einkommensbesteuerung gesehen. Vor allem hohe Grenzsteuersätze sollen zu einer Einschränkung des Arbeitsangebots führen und eine Abwanderung der Arbeitskräfte in die Schattenökonomie verursachen. Die Wirkung einer Einkommenssteuer auf das Arbeitsangebot wird ebenfalls ein einem 2-Gütermodell analysiert. Auf der Abszisse werden in diesem Fall die Freizeitstunden und auf der Ordinate das Einkommen, das innerhalb einer Woche durch Arbeitseinsatz erzielt werden kann abgetragen. Unter der Annahme, dass ein Individuum seine Zeit entweder als Arbeitszeit AZ oder als Freizeit FZ nutzen kann, ergibt sich eine Budgetgerade, die das erzielbare Einkommen y in Abhängigkeit von der eingesetzten Arbeitszeit zeigt: die absolute Steigung der Budgetgerade BA entspricht dem Lohnsatz w. Entsprechend seiner individuellen Präferenzen wählt das betrachtete Individuum den Punkt E, der die für ihn nutzenmaximierende Kombination aus Arbeitszeit und Freizeit darstellt. A stellt das maximale für Arbeit und Freizeit zur Verfügung stehende Zeitvolumen dar. Wie wirkt sich nun die Einführung einer proportionalen Einkommensteuer aus? Die ursprüngliche Budgetgerade BA wird im Punkt A gedreht; die neue Budgetgerade B’A hat absolut die Steigung (1-t)w. Für das Individuum ist nun der Punkt E‘ optimal. Die Reduktion des Arbeitsangebots lässt sich auf den so genannten Substitutionseffekt der Besteuerung zurückzuführen. Vor der Erhebung der Einkommensteuer „kostet“ jede Stunde Freizeit w€, in dem Sinne, dass das Individuum auf diese Verdienstmöglichkeit verzichtet. Mit der Steuer ist der Preis für Freizeit auf (1-t)w gesunken und damit wird die Nachfrage nach Freizeit steigen, also Arbeitszeit eingeschränkt. Allerdings kommt noch ein anderer Effekt zum Tragen. Durch die Besteuerung ist das Nettoeinkommen des Individuums gesunken. Wiederum unter der Annahme, dass Freizeit ein normales Gut ist, sinkt damit die Nachfrage; dies wird als Einkommenseffekt der Besteuerung gezeichnet. 
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In diesem Fall geht durch die Besteuerung der Nachfrage nach Freizeit von F nach F‘ zurück, das Individuum weitet also sein Arbeitsangebot aus. Gedanklich kann man diese Reaktion in zwei Schritten aufteilen. Verschiebt man die neue Budgetgerade B’A an die ursprünglich erreichte Indifferenzkurve [image: image68.png]


, kann man den reinen Substitutioneffekt der Steuer ([image: image70.png]E*



) ablesen, der zu einer Ausweitung der Freizeitnachfrage von F nach [image: image72.png]F?



 geführt hätte. Die Bewegung von  [image: image74.png]F*



nach F‘ entspricht dann dem Einkommenseffekt der Steuer, der in diesem Fall deutlich größer ist als der Substitutionseffekt. 
2.1.4. Theorie der optimalen Besteuerung

Auf der Basis der vorgestellten wohlfahrtstheoretischen Analyse der Besteuerung hat sich die Theorie der Opitmal Taxation (Optimalsteuertheorie) etabliert. In dieser Theorie wird versucht, Regeln für eine Besteuerung entsprechend dem Pareto-Kritierium abzuleiten. Die Optimal Taxation-Theorie ist eine so genannte second-best Theorie (Theorie des Zweitbesten). Denn ohne aufwändige Analyse ist bekannt, dass nur eine Pauschalsteuer, die an einem unveränderlichen Merkmal des Steuerpflichtigen ansetzt, vollkommen verzerrungsfrei ist. Eine solche Pauschalsteuer wäre damit die first-best-Lösung unter Effizienzgesichtspunkten. In den Optimal Taxation-Ansätzen wird aber akzeptiert, dass eine solche Form der Besteuerung gesellschaftlich unerwünscht und nicht durchsetzbar ist. Charakteristisch für die Optimal-Taxation-Modelle ist, das Verhalten aller Beteiligten durchgehend durch entscheidungstheoretisch fundierte Verhaltensgleichungen modelliert wird. Die Steuerzahler maximieren ihren individuellen Nutzen unter der Nebenbedingung, dass ihr Konsum und/oder ihr Einkommen besteuert werden. Der Staat, der entsprechend der wohlfahrtstheoretischen Tradition des Ansatzes als „wohlmeinender Diktator“ handelt, maximiert die gesellschaftliche Wohlfahrt unter der Nebenbedingung, dass er ein bestimmtes Steueraufkommen aufbringen will. Damit ist das Vorgehen als ein zusammenhängendes Maximierungsproblem auf zwei Stufen zu sehen. Die Wahl eines bestimmten Steuerobjekts, Bemessungsgrundlage und des Steuertarifs beeinflusst die Entscheidungssituation der Steuerpflichtigen. Andererseits muss der Staat die Reaktionen der Steuerzahler berücksichtigen. Das höchst mögliche Maß an Effizienz ist dann erreicht, wenn der Excess Burden, der bei der Erhebung verzerrender Steuern immer auftritt, minimiert wird.

2.1.4.1. Optimale Verbrauchsbesteuerung

Die Analyse im 1-Gütermodell hat bereits gezeigt, dass die Preiselastizität der Nachfrage eine kritische Größe ist, um den Excess Burden, der mit einer differenzierten Verbrauchsbesteuerung  verbunden ist, zu minimieren. Eine Besteuerungsregel der Optimal-Taxation-Literatur, die als RAMSEY-Regel bekannt ist, beruht auf diesem Zusammenhang. Verbrauchssteuersysteme sollten so beschaffen sein, dass eine relativ gleich Veränderung der Steuersätze zu einem ebenso relativ gleichen Rückgang der Nachfrage führt. Diese Regel ist allerdings kaum für die Praxis geeignet, die Nachfrageelastizität variiert nicht nur zwischen verschiedenen Gütern, sondern auch zwischen allen Individuen. Die Annahme gleicher Nutzenfunktionen für alle Wirtschaftssubjekte ist wenig realistisch. Die RAMSEY-Regel fordert also in der Konsequenz ein individualisiertes Steuersystem, in dem für jedes Wirtschaftssubjekt unterschiedliche Verbrauchsteuersätze gelten müssen. Dies kann nicht nur praktisch kaum gestaltet werden, sondern ist sicher auch verteilungspolitisch schwer durchsetzbar. Dagegen hat die Inverse –Elastizitäten-Regel der Optimal-Taxation-Literatur schon eher Eingang in die Gestaltung realer Steuersysteme gefunden.
Diese Regel besagt, dass die marginale Steuerbelastung eines Gutes umgekehrt proportional zu seiner Nachfragepreiselastizität sein soll.

Ökonomisch ist diese Überlegung ebenfalls aus der partialanalytischen Betrachtung der 1-Gütermodelle bekannt. Der Excess Burden der Besteuerung ist umso kleiner, je geringer die Nachfrageelastizität ist. Wäre die Nachfrage völlig preisunelastisch wäre die Besteuerung nicht mit einem Excess Burden verbunden. Tatsächlich ist es so, dass die Verbrauchssteuersätze für Güter, nach denen die Nachfrage im Durchschnitt relativ preisunelastisch ist, häufiger und im stärkeren Umfang erhöht werde als andere Steuern. Als allgemeine Regel für eines realen Verbrauchsteuersystem ist die Inverse-Elastizitätsregel wiederum aus verteilungspolitischen Überlegungen weniger überzeigend, denn nach dieser Vorschrift müssten vor allem Dinge des täglichen Lebensbedarfs höher besteuert werden, da sie in der Regel eine niedrige Nachfrageelastizität aufweisen. Eine andere Regel zur Gestaltung der Verbrauchsbesteuerung setzt an der Beziehung zwischen Konsum und Arbeitsangebot an. Die so genannte Freizeit-Komplementaritäts-Regel schreibt vor, dass freizeitneutrale Güter einheitlich, freizeitabhängige Güter aber so besteuert werden, dass ein stärker freizeitkomplementäres Gut auch stärker steuerlich belastet wird. Mit einer solchen Steuergestaltung soll verhindert werden, dass aus der Güterbesteuerung negative Anreize auf das Arbeitsangebot ausgehen. Praktisch hieße dies, vor allem Luxusgüter stärker steuerlich zu belasten. Aus der Optimal-Taxation-Theorie abgeleitete Regeln zur Verbrauchsbesteuerung sind zu abstrakt, um daraus konkrete Schlussfolgerungen zur Gestaltung der Steuerpolitik abzuleiten. Die in diesem Zusammenhang aber aufgezeigten Zusammenhänge können durchaus Anhaltspunkte für eine effiziente Steuergestaltung geben.

2.1.4.2. Optimale Einkommensbesteuerung

In der traditionellen Finanzwissenschaft wurde die Frage nach der optimalen Einkommensteuer durch die Opfertheorie und die daraus abgeleiteten Steuerregeln beantwortet. Folgende Kritikpunkte wurden als unbefriedigend empfunden:
· Zum einen die Argumentation innerhalb der kardinalen Nutzentheorie

· Zum anderen die Ausblendung aller Anreizeffekte, die von einer Steuererhebung ausgehen können.

Tatsächlich ist eine Einkommensteuer, die zu einer vollständigen Einkommensnivellierung, wie sie das Prinzip des gleichen Grenzopfers fordert, führt, in der Realität kaum vorstellbar. Die massenhafte Substitution von Arbeitszeit durch Freizeit würde einen unübersehbaren Excess Burden einer solchen Einkommenssteuer darstellen. Der zweistufige Optimierungsansatz der Optimal-Taxation-Theorie berücksichtigt hingegen die Interdependenz zwischen individueller Einkommenserzielung und Besteuerungspraxis des Staates. Im einfachsten Fall wird unterstellt, dass die Wirtschaftssubjekte nur Arbeitseinkommen erzielen und der Staat lediglich eine proportionale Einkommensteuer mit einem Pauschalbetrag erhebt. Der Grenzsteuersatz einer optimalen Einkommensteuer ist umso höher:

· Je höher die gesellschaftliche Gleichheitspräferenz ist

· Je höher das angestrebte Steueraufkommen ist

· Je niedriger die Substitutionspräferenz der Wirtschaftssubjekte zwischen Güterkonsum und Freizeit ist und

· Je stärker die Einkommenserzielungsmöglichkeiten der Wirtschaftssubjekte variieren.

2.2. Die Leviathantheorie der Besteuerung

Die Annahme der wohlfahrtsökonomischen Analyse, der Staat besitzt keine Eigeninteressen und verfolgt lediglich das Ziel, die Gesamtwohlfahrt der Bevölkerung zu maximieren wird allgemein als unbefriedigend empfunden. Das dominierende Modell zur Beschreibung der staatlichen Besteuerungspraxis ist das Leviathan-Modell. Während im Leviathan-Modell zunächst lediglich die staatliche Steuererhebung analysiert wird, sind daran anschließend politische Regeln abgeleitet worden, um ein bestimmtes staatliches Handel unterbinden zu können.

2.2.1. Leviathan-Modell

Das Leviathan-Modell ist ein Gegenentwurf zu der wohlfahrtsökonomischen Analyse. Der Staat wird nicht als willenloses Instrument zu Durchsetzung einer optimalen Einnahme und Ausgabentätigkeit im Sinne der Bürger gesehen, sondern als Bürokratie. Das Eigeninteresse von Politikern und Bürokraten kann im einfachsten Fall als Einnahmenmaximierung beschrieben werden, wie sie sich aus den bekannten Modellen der budgetmaximierenden Bürokraten ergibt. Eine zusätzliche Annahme des Leviathan-Modells ist, dass durch die demokratischen Regeln der modernen Staaten die Steuerpolitik letztlich nicht im Sinne der Bürger kontrolliert werden kann. Die Steuerzahler haben in diesem Modell keine andere Möglichkeit der Besteuerung zu entgehen, als die Steuervermeidung, also die Einstellung der besteuerten Aktivitäten. Im Ganzen ist dies eine andere, extreme Sichtweise des Staates: der Staat als rücksichtsloser Ausbeuter seiner Bürger, als mythisches Ungeheuer (Leviathan), das seine Bürger verschlingt.
2.2.2. Regeln für den Leviathan

Die einzige Möglichkeit der Bürger sich zu schützen  wird darin gesehen, auf der konstitutionellen Ebene Regeln für die Besteuerungspraxis durchzusetzen. Das Leviathan-Modell wird daher auch als Grundmodell einer konstitutionellen Steuertheorie bezeichnet.

Die konstitutionelle Steuertheorie geht von der Idee aus, dass die Einflussmöglichkeiten der Bürger im laufenden politischen Prozess zu gering sind, auch weil die Steuerzahler von einzelnen steuerpolitischen Entscheidungen unterschiedliche betroffen sind und sich so aufgrund ihrer unterschiedlichen Interessenlage gegenseitig blockieren. Nur unabhängig von konkreten Entscheidungssituationen und  -konflikten kann eine Einigung über die Regeln der Besteuerung gefunden werden, die den gemeinsamen Interessen der Bürger zur Begrenzung der Macht des Leviathan-Staats entsprechen. 

Die abgeleiteten, konstitutionellen Regeln beziehen sich vor allem auf die Auswahl der Bemessungsgrundlage und stehen zumeist in Widerspruch zu den Empfehlungen der wohlfahrtsökonomischen Analyse. Damit ist die konstitutionelle Steuertheorie auch klar dem normativen Ansatz in der Finanzwissenschaft zuzurechnen. Zur Beschränkung der Steuermacht des Staates ist eine enge Bemessungsgrundlage vorteilhafter als eine breite. Sinnvoll wäre den Staat konstitutionell auf einen einheitlichen Steuersatz zu verpflichten. Auch für den Bereich der Einkommensbesteuerung zieht die Theorie des Leviathan-Staats aus der gleichen Analyse entgegengesetzte Schlüsse. Konstitutionell sollte die Bemessungsgrundlage einer Einkommenssteuer möglichst auf eine Basis beschränkt werden und möglichst mit einer progressiven Steuer belastet werden. Denn in diesem Fall ist der Nutzenverlust durch die Steuer auf der Ebene der Steuerzahler besonders spürbar. Dies wird den Widerstand der Bürger hervorrufen und damit die Möglichkeiten einer Leviathan-Regierung zur Steuermaximierung beschränken. Zur Beschränkung der Macht des Leviathan-Staats empfiehlt die konstitutionelle Steuertheorie letztlich alle Maßnahmen, die den Widerstand der Bürger gegen die Besteuerungsgier des Staates erleichtern. Dazu gehört z.B. die Kopplung von Ausgaben und Einnahmensentscheidung, also zweckgebundene Steuern oder Steuererhöhungen. Dies erhöht die Transparenz des Steuersystems und ermöglicht eine öffentliche Kontrolle. Auch eine weitgehende Dezentralisierung des Staates mit weitreichender Finanzautonomie der föderalen Ebenen entspricht der Logik des Leviathan-Modells. Durch eine solche Dezentralisierung wird es den Steuerzahlern möglich, durch die Standortentscheidung ihren Präferenzen über die staatlichen Einnahmen- und Ausgabenpolitik Ausdruck zu verleihen. Letztlich sollten alle steuer- und haushaltspolitischen Entscheidungen von den Parlamenten nur mit qualifizierter Mehrheit entschieden werden dürfen, sodass die Einflussmöglichkeiten verschiedener politischer Gruppen möglichst groß sind.
2.2.3. Kritik und Weiterentwicklungen des Leviathan-Modells

Das Leviathan-Modell hat seine Berechtigung als Gegenmodell der wohlfahrtsökonomischen Analyse, da es die Schwachstellen der traditionellen Finanzwissenschaft offen legt. Der Staat ist keine Institution, die selbstlos dem Wohl der Bürger dient und willig den Empfehlungen der Wissenschaftler zur Gestaltung der Steuerpolitik folgt, sondern besteht aus Menschen mit eigenen Vorstellungen und Zielen. Offensichtlich ist aber auch, dass das Staatsbild des Leviathan-Modells ebenfalls zu einseitig ist, um als Abbild der Realität zu gelten. Zum einen ist die Wiederwahlerfordernis zumindest für die Politiker eine ernste Drohung. Darüber hinaus stehen den Steuerzahlern auch andere  Widerstandsmöglichkeiten gegen eine zu weitgehende Besteuerung zur Verfügung, wie z.B. Steuerhinterziehung oder Flucht in die Schattenwirtschaft und schließlich besitzt der Leviathan-Staat nicht die vollständige Information.

Für die Entwicklung der Finanzwissenschaft ist der Beitrag der konstitutionellen Steuertheorie, unabhängig von den extremen Aussagen des Leviathan-Modells, insofern bedeutend, als die Gestaltung des Steuersystems als politischer Prozess verstanden wird, der in den ordnungspolitischen Rahmen der Volkswirtschaft eingebettet ist. Auf dieser Erkenntnisbasis haben sich finanzwissenschaftliche Theorien entwickelt, die sich mit der Frage beschäftigen, wie Regeln im Interesse der Bürger gehen den Staat durchgesetzt werden können. Durch diese so genannte evolutorische Theorie der Besteuerung wurden ökonomische Prozesse wie Steuerreform oder Steuerwiderstand einer finanzwissenschaftlichen Analyse zugänglich.

3. Steuerwiderstand und Steuerreform
3.1. Formen und Ursachen des Steuerwiderstand

Die Steuerpsychologie ist die wissenschaftliche Disziplin, die  sich mit den Ursachen beschäftigt, die zu einer Ablehnung der Besteuerung führen und individuell unterschiedliche Gegenreaktionen hervorrufen. Steuerwiderstand, insbesondere Steuerhinterziehung, ist aber auch Thema der Steuertheorie. Normative Modelle versuchen, die Motivation zur Steuerhinterziehung in mikroökonomischen Modellen abzubilden, um abzuleiten, wie ein optimales, also nutzenmaximierendes Hinterziehungsverhalten aussieht. Die aus dieser Analyse abgeleiteten Einflussfaktoren sollte dann die praktische Steuerpolitik so beeinflussen, dass ein möglichst geringer Umfang an Steuerhinterziehung für den Steuerzahler optimal ist. In der positiven Steuertheorie geht es vor allem um die quantitative Erfassung der Tätigkeiten, die mit dem Begriff Steuerwiderstand bezeichnet werden. 

3.1.1. Individueller und kollektiver Steuerwiderstand

Individueller Steuerwiderstand gibt es in den Formen Steuervermeidung, Steuerumgehung und Steuerhinterziehung. Wenn ein Bürger durch die Vermeidung eines Tatbestandes, an den eine Steuerzahlung geknüpft ist, auch einer Steuerzahlung entgeht, ist dies völlig legal. Unter Steuerumgehung versteht man die Ausnutzung von Gestaltungsmöglichkeiten, die das Steuerrecht bietet. Inwieweit es sich bei der Steuerumgehung um illegales, also strafbares Verhalten handelt, muss im Einzelfall entschieden werden. Wenn die Steuerumgehung in nachweisbar betrügerischer Absicht vorgenommen wird, muss die umgangene Steuerschuld nicht nur nachentrichtet werden, sondern es sich auch mit strafrechtlicher Verfolgung nach §42 AO zu rechnen. Wer nach dem Gesetz geschuldete Steuern nicht erklärt, also den Tatbestand, an den die Steuerpflicht geknüpft ist, dem Fiskus verschweigt, hinterzieht Steuern. Steuerhinterziehung ist auf jeden Fall illegal und zieht bei Entdeckung Strafverfolgung nach sich.  „Hinterziehungstypen“:

· Der homo oeconomiucus

Er verhält sich entsprechend der mikroökonomischen Modellbildung als 
  



Nutzenmaximierer. Er wägt Nutzen und Risiken gegeneinander ab, und 
 



entscheidet danach, ob er hinterzieht oder nicht.

· Der Aufrechner


Er erwartet eine Besteuerung nach dem Äquivalenzprinzip. Hat er den 
 



Eindruck, dass sich die staatlichen Leistungen, die ihm zukommen, und seine 
 



Steuerzahlungen nicht im Gleichgewicht befinden, hält er Steuerhinterziehung 
 



für gerechtfertigt.

· Der Steuerverdrossene

Er ist mit der aktuellen Steuerpolitik, möglicherweise mit dem gesamten 
 



politischen System nicht einverstanden und will daher nicht mit seinem 
 



Einkommen den Staat unterstützen.

· Der Steuerliberale


Er hält die Besteuerung für einen Eingriff in seine persönliche Freiheit und 
 



empfindet kaum, dass er auch eine Gegenleistung für seine Steuern erhält.
· Der legalistische Steuervermeider
Er nutzt alle legalen Mittel, seine Steuerschuld gering zu halten. Oftmals greift 
 



er auf die Hilfe eines Steuerberaters zurück, deren Berufsethik geradezu die 
 



legale Steuervermeidung fordert.

· Der Steuerlaie


Er füllt seine Steuererklärung nach „bestem Unwissen und Gewissen“ aus, 

 



wobei er höchstens zufällig alle steuerrechtlichen Regelungen beachtet. Zwar 
 



kann der Steuerpflichtige einen Berater hinzuziehen, dieses ist gesetzlich 
 



aber nicht vorgeschrieben. Trotzdem kann sich der Steuerlaie einem etwaigen 
 



Verfahren wegen Steuerhinterziehung nicht mit einem Verweis auf 
  



Unwissenheit entziehen.

· Der Gerechtigkeitssensible

Er stößt sich an der Vielzahl von Ausnahmeregelungen im Steuerrecht, die 
 



eine gleichmäßige Besteuerung verhindern. Ebenfalls stören ihn die 

 



Unzulänglichkeiten der Verwaltungspraxis, die ebenfalls zu einer ungleichen 
 



Behandlung von Steuerpflichtigen führt. Da für den Gerechtigkeitssensiblen 
 



der Fiskus selbst die Steuergerechtigkeit verletzt, hält er es für legitim, auch 
 



selbst durch Nichtbeachtung der Gesetze in seinem Sinne 
 



Steuergerechtigkeit herzustellen.

Während viele Steuerpflichtige es dabei belassen, individuell Widerstand gegen die Besteuerung zu leisten schließen sich auch manche Steuerpflichtigen zu Gruppen zusammen, die gemeinsam gegen die empfundene Steuergerechtigkeit kämpfen. Den Staat zu mehr Effizienz zu bewegen ist Ziel des Bundes deutscher Steuerzahler, der in der Bundesrepublik Deutschland oft als Organisator kollektiven Steuerwiderstands auftritt. An Einzelpunkten kann der Bund der Steuerzahler feststellen, dass seine Forderungen durchgesetzt werden.

3.1.2. Steuermentalität und Steuermoral

Viele verschiedene Faktoren beeinflussen am Ende die persönliche Entscheidung seine Steuern ordnungsgemäß abzuführen. Insgesamt zeigen sich aber in bestimmten Ländern oder auch in sonst wie abgegrenzten Personengruppen „typische  Verhaltensweisen“ bezüglich der Besteuerung. Man spricht dann von der Steuermentalität oder auch von der Steuermoral im Land. Während unter Steuermentalität die generelle Einstellung zur Besteuerung verstanden wird, bezeichnet der Begriff Steuermoral die Einstellung zur Steuerhinterziehung. Während das Unrechtsbewusstsein gegenüber der eigenen Steuerhinterziehung sinkt, verbessert sich die Steuermoral, die gegenüber anderen vertreten wird. Das Institut für Demoskopie Allensbach erhebt in regelmäßigen Abständen Daten zur Steuermoral der Deutschen. In der Befragung zeigt sich eine Entwicklung zu mehr Ehrlichkeit gegenüber dem Staat, ob dies sich auch in Handlungen niederschlägt, ist eine offene Frage.
3.1.3. Höhe der Steuerbelastung

Die Höhe der Steuerbelastung hat individuell einen deutlich negativen Einfluss auf Steuermentalität und –moral, wie die genannten Studien gezeigt haben, aber auch auf das Arbeitsangebotsverhalten, wie die Analyse der Einkommenssteuer gezeigt hat. Tatsächlich haben die Individuen eine Vielzahl von legalen und illegalen Möglichkeiten, sich der Besteuerung zu entziehen.

Plakativ wird der Zusammenhang zwischen legaler Steuervermeidung und der Höhe der Steuerbelastung durch die so genannte LAFFER-Kurve dargestellt.
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Diese Darstellung zeigt auf der Ordinate das aggregierte Steueraufkommen und auf der Abszisse die durchschnittlichen Steuersätze in Prozent des Einkommens. Die LAFFER-Kurve zeigt, dass bis zu einem bestimmten Steuersatz t* mit steigenden Steuersätzen das Steueraufkommen zwar steigt, allerdings mit abnehmenden Zuwächsen. Wird die Steuerbelastung jedoch über den Punk t* ausgedehnt, schrumpft das Steueraufkommen auch in absoluten Größen. Der Ausdehnung der Besteuerung ist also eine quasi natürliche Grenze gesetzt. Bei aller Popularität der LAFFER-Kurve muss aber festgehalten werden, dass sie keinesfalls als Argumentationshilfe in aktuellen steuerpolitischen Diskussionen taugt. Denn die entscheidende Frage, an welcher Stelle der kritische Steuersatz t* erreicht ist, bleibt offen. Als Reaktion auf eine zunehmende Steuerbelastung ist nicht nur legale Steuervermeidung zu erwarten, sondern gerade auch Reaktionen wie Steuerhinterziehung oder Steuerflucht. Mit dem Begriff der Schattenwirtschaft werden dabei alle Tätigkeiten bezeichnet, die nicht oder nicht vollständig in den offiziellen Statistiken erfasst werden, ihrem Charakter nach aber erfasst werden müssten; der Umfang der Schattenwirtschaft kann also ein Indikator für das Ausmaß der Steuerhinterziehung gelten.
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Die Abbildung zeigt die prozentuale Aufteilung der Gesamtbeschäftigung auf den privaten und öffentlichen Sektor sowie auf die Schattenwirtschaft in Abhängigkeit von dem durchschnittlich erhobenen Steuersatz. Auch hier zeigt sich, dass es einen Steuersatz t* gibt, bei dem eine maximale Ausdehnung des öffentlichen Sektors möglich ist. Geht die Besteuerung über diesen Punkt hinaus, wandern so viele Tätigkeiten aus dem legalen Sektor in die Schattenwirtschaft ab, dass die im legalen Sektor erhobenen Steuern nicht zur Aufrechterhaltung des Beschäftigungsniveaus im öffentlichen Sektor ausreichen. Bei der Interpretation der Abbildung ist allerdings mit der gleichen Vorsicht wie bei der Argumentation mit der LAFFER-Kurve vorzugehen.
3.1.4. Ansatzpunkt zur Verbesserung der Steuermoral

Angesichts der positiven Korrelation der Höhe der Steuerbelastung und dem Umfang der Schattenwirtschaft wäre sicher der erste Schritt zur Verbesserung der Steuermoral eine Senkung der Steuern. Allerdings ist die Höhe der Steuerbelastung, zumindest soweit sie den Faktor Arbeit betrifft, sicher nicht der einzige Grund für die Entscheidung, außerhalb des offiziellen Wirtschaftsektors tätig zu werden. In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass die Wahrnehmung der Steuerbelastung durch die Steuerzahler nicht notwendigerweise der tatsächlichen Entwicklung entspricht: Ein Beispiel dafür ist die Bundesrepublik Deutschland: Obwohl die durchschnittliche individuelle Belastung über die letzten Jahre gefallen ist, wächst die Schattenwirtschaft mit Rekordraten, haben sich Steuermentalität und Steuermoral ständig verschlechtert. Dies liegt unter anderem an Vermittlungsproblemen zwischen dem Fiskus und den Steuerzahlern. Die Verbesserung des Verhältnisses von Steuerzahlern und Steuerbehörde ist ein weiterer Punkt, an dem die Steuermoral verbessert werden könnte. In den Ländern mit der geringsten Schattenwirtschaft  wird die Einkommensteuer in Form der Selbstveranlagung erhoben, d.h. der Steuerpflichtige ermittelt selbst seine Steuerschuld und damit den Betrag, den er dem Fiskus nach Abzug von Quellenabzugsverfahren erhobenen Steuerbeträge noch schuldet. Dies ist zunächst ein Vertrauensvorschuss, der den Steuerzahlern entgegengebracht wird, und darüber hinaus ein Indiz für ein Steuerrecht, das deutlich einfacher ist als das der Bundesrepublik Deutschland. In einer neueren Studie zur Steuerehrlichkeit in Deutschland erklärten 60% der Befragten, dass sei bei einem verbesserten Service der Finanzämter in den Punkten Information, Beratung und verständlicher Bescheide auch mit größerer Sorgfalt und Ehrlichkeit ihre Steuererklärung abgegeben würden.
3.2. Theorie der Steuerreform

Eine bewähre Steuerregel besagt, dass nur alte Steuern gute Steuern sind (CANARD’sche Steuerregel). Gemeint ist damit, dass die Wirtschaftssubjekte sich an die bestehenden institutioneller Rahmenbedingungen anpassen und in ihren Entscheidungen berücksichtigen. Nach dieser Regel wäre der Bedarf an Steuerreformen sehr gering. Die zunehmende Globalisierung der Wirtschaft verlangen Anpassungen der institutionellen Umwelt national wie international; dies betrifft auch die Steuergesetzgebung. Wenn dazu noch eine zunehmende Unzufriedenheit der Steuerzahler zu einer immer schlechten Zahlungsmoral führt, dann liegt die Notwendigkeit einer grundlegenden Steuerreform auf der Hand.

3.2.1. Anforderungen an eine Steuerreform

Die Anforderungen an eine Steuerreform ändern sich mit den veränderten Ansprüchen an die Wirtschafts- und Steuerpolitik. Ein allokativ effizientes Steuersystem muss einfach und transparent gestaltet sein. Denn um eine optimale Ressourcenallokation zu erreichen, dürfen durch die Besteuerung keine unnötigen Verzerrungen ausgehen. Jede Sonder- oder Ausnahmenregelung ist ein Anreiz, wirtschaftliche Entscheidungen nicht nach ökonomischen Kriterien, sondern nach steuerlichen Kriterien auszurichten. Die Suche nach Gestaltungsspielräumen bindet nicht nur Zeit und Mittel auf Seiten der Besteuerten, sondern führt auch zu sinkenden Steuereinnahmen aufseiten des Fiskus. Dieser regiert mit Versuchen, erkannte Schlupflöcher zu verschließen, was wiederum zu einem komplizierten System führt. Letztlich müssen sinkende Steuereinnahmen durch steigende Steuersätze kompensiert werden. Aus der Steuertheorie ist aber klar, dass eine Steuer mit einer breiten Bemessungsgrundlage und niedrigen Steuersätzen mit einem deutlich geringeren Excess Burden verbunden ist. Ein einfaches und transparentes Steuersystem dient auch der Gerechtigkeit der Besteuerung. Denn ein kompliziertes Steuerrecht belastet nicht nur die Steuerzahler, die in ganz unterschiedlichen Maßen Informationen über mögliche Sonderregelungen besitzen und nutzen können, sondern belastet auch die Steuerverwaltung. Die Bearbeitungszeit von Steuererklärungen wächst, Beratung und Information der Steuerpflichtigen können nicht mehr geleistet werden und es bleibt keine Zeit für eine tatsächliche Prüfung kritischer Fälle. Unabhängig von den tagespolitisch bestimmten Vereinfachungsvorschlägen lassen sich allgemein formulierte Ansatzpunkte, die zu einer Vereinfachung des Steuerrechts beitragen können, finden. Generell sollen alle Ausnahmeregelungen abgeschafft werden. Des Weiteren könnte in größerem Umfang mit Typisierung und Pauschalisierungen gearbeitet werden. Die radikalste Vereinfachung des Steuersystems besteht darin, einzelne Steuergesetzte abzuschaffen. 

3.2.2. Schwierigkeiten von Steuerreformen

Schwierigkeiten liegen sicher darin, dass in einem politischen Willensbildungsprozess über steuerpolitische Maßnahmen abgestimmt wird. Jede Steueränderung betrifft manche Wirtschaftsubjekte negativ, die entsprechend ihrem Organisationsgrad mehr oder weniger erfolgreich Widerstand gegen das Reformprojekt ausüben. Anderseits werden im politischen Prozess durch Kompromisse erst die politischen und gesellschaftlichen Mehrheiten für Reformen geschaffen. Außerdem resultieren aus der Komplexität des gesamten Steuersystems Hindernisse, die einfache Lösungen unmöglich machen. Die Vermischung von verschiedenen Steuerzielen, die oftmals zueinander in Konflikt stehen, belastet ebenso die Durchführung von Steuerreformen, die Abschaffung von Ausnahmeregelungen diente der Einfachheit und Transparenz des Steuersystems; dem verteilungspolitischen Ziel, das gerade mit der Einkommensteuer verfolgt wird, steht es möglicherweise im Wege. Aus der unterschiedlichen Bewertung der verschiedenen steuerpolitischen Ziele resultieren oftmals Schwierigkeiten, ein bestimmtes Reformprojekt erfolgreich durchzusetzen.

3.2.3. Ein Beispiel: Die Unternehmenssteuerreform

Auch wenn das Fazit des vorhergehenden Abschnittes ernüchternd ist, muss doch festgestellt werden, dass in den letzten fünfzehn Jahren einige wesentliche Reformprojekte begonnen und zum Teil auch abgeschlossen wurden. Die bedeutsamsten Veränderungen wurden im Bereich der Unternehmensbesteuerung durchgesetzt. Die hohe Steuerbelastung der Unternehmen war Ausgangspunkt für die Unternehmenssteuerreform. Eine Reform der Unternehmensbesteuerung musste in Deutschland auch daraufhin Rücksicht nehmen, dass im Unterschied zu anderen Ländern die überwiegende Anzahl der Unternehmen in Form von Personengesellschaften geführt werden. Steuerreformmaßnahmen sollten daher die allokativ begründete Forderung nach Rechtsformneutralität der Besteuerung berücksichtigen.
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, Senkung des ESt-Spitzensatzes auf gewerbl. 5 o
ZOOQ. B rian von 45% auf 43%
2001: Senkung des KSt-Satzes einheitlich auf 25%

Umstellung v. Vollanrechnungs- auf Halbeinkiinfteverfahren
Pauschalierte Anrechnung der Gewerbesteuer auf die ESt.

Abschaffung der Tarifbegrenzung fiir gewerbl. Eink. Im ESt.





Das Beispiel der Unternehmenssteuerreform macht die Komplexität und auch Widersprüchlichkeit eines umfassenden Reformprozesses deutlich. So wurde im Bestreben, die steuerliche Belastung der Unternehmen zu senken, zunächst die Kopplung von Körperschaftssteuersatz und Einkommenssteuerspitzensatz aufgegeben. Als die Differenz zwischen diesen beiden Steuersätzen weiter wuchs, wurde eine Senkung des Einkommenssteuersatzes auf gewerbliche Einkünfte beschlossen. Andere Maßnahmen zur Entlastung der Unternehmen entstanden durch Entscheidungen in anderen Bereichen. So wird die Vermögenssteuer nicht mehr erhoben. Währen die Steuersatzsenkungen in der Körperschaftssteuer und der Einkommenssteuer Änderungen im bestehenden System darstellen, ist der vollzogene Übergang vom Vollanrechnungsverfahren zum Halbeinkünfteverfahren ein Systemwechsel. 
